Statistisches Landesamt
Bad Ems, 20. März 2012
Rheinland-Pfalz

Doppikkoordinator

Protokoll der 2. Sitzung der Arbeitsgruppe 
„Produkt- und Kontenrahmenplan“
am 16.03.2012 in Mainz
Beginn: 
9:30 Uhr

Ende: 
13:45 Uhr

Teilnehmer: siehe Teilnehmerliste

Tagesordnung:

· Top 1 Bericht über den aktuellen Stand der Arbeiten
· Top 2 Besprechung der eingereichten Diskussionsbeiträge
· Top 3 Erstellung von Zuordnungsvorschriften – Weiteres Vorgehen
· Top 4 
· Ausgestaltung / Erläuterung des Produktrahmenplans
· Top 5 Verschiedenes
Top 1 Bericht über den aktuellen Stand der Arbeiten
Herr Schmidt begrüßte die Teilnehmer und bedankte sich bei dem gastgebenden Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur. Herr Schmidt stellte die bisherigen Maßnahmen vor. Die Auswertung der Rückfragen an die Kommunen durch das Statistische Landesamt aus der Jahresrechnungsstatistik 2009 ist zum großen Teil abgeschlossen. Außerdem wurden zuwendungsgewährende 
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· 
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Stellen gebeten, die zutreffenden Kontierungen in ihre Bescheide aufzunehmen. Hierbei wurden noch einmal die Teilnehmer aufgefordert, vorhandene Bescheide zur weiteren Bearbeitung an das Statistische Landesamt zu leiten.
Top 2 Besprechung der eingereichten Diskussionsbeiträge
Herr Schmidt bittet den Vertreter vom Landkreis Bernkastel-Wittlich, seinen Diskussionsbeitrag darzustellen. Anschließend wird in der Gruppe über die Fragestellungen diskutiert.
Naturschutzrechtliche Landesausgleichsleistung:

Bei konkreten Unterhaltungsmaßnahmen werden die noch nicht zweckentsprechend verwendeten Erträge als Rückstellung verbucht und dann die Rückstellung entsprechend der Unterhaltungsmaßnahmen in Anspruch genommen. Wenn die Verwendung für eine konkrete Maßnahme noch nicht festgelegt wurde, erfolgt die Verbuchung auf die Bilanzposition „Anzahlung auf Sonderposten“ Kontenart 233.
Zweckgebundene Spenden/Vermächtnisse:

Es wurde festgelegt, dass mit zweckgebundenen Spenden entsprechend verfahren wird.
Verwaltungsbeitrag bei Beihilfeleistungen:
Die Kommune bedient sich eines Dienstleisters (z.B. die ppa) um die Beihilfe ihrer Beamten abzurechnen und auszuzahlen. Für diese Dienstleistung wird ein „Verwaltungsbeitrag, Kostenpauschale, Abrechnungsgebühr, etc.“ berechnet. 
Es wurde festgelegt, dass der Abrechnungsbetrag zwischen dem Verwaltungsbeitrag und der originären Beihilfeleistung aufgeteilt werden muss, da der Verwaltungsbeitrag nicht zu den Personalaufwendungen gehört. Der Verwaltungsbeitrag ist dem Konto 5292 / 7292 „Sonstige Aufwendungen / Auszahlungen für Dienstleistungen“ zuzuordnen. Die originären Beihilfeleistungen gehören zur Kontenart 705 „Beihilfen, Unterstützungsleistungen und dergleichen“. Ein entsprechendes Verfahren gilt selbstverständlich auch für die Abrechnung der Besoldung und der Vergütung.
Anschließend wurden die in der laufenden Woche eingegangen Diskussionsbeiträge von der FHöV Mayen und der Stadt Koblenz gemeinsam besprochen und folgende Buchungsvorgaben festgelegt.
FHöV Mayen
1.) Kontenarten 436 und 636 sonstige zweckgebundene Abgaben:
Anmerkungen wird zugestimmt. Die Überschrift wird in „ Sonstige Abgaben insbesondere zweckgebundene“ geändert.
2.) Gewerbesteuer:

Die Aufteilung nach Vorjahren, Vorjahren +1, etc. wird gestrichen. Kommunen, die diese oder eine andersartige Unterteilung vornehmen wollen, bleibt das unbenommen.
3. Vergnügungssteuer:

Es ist geplant, die Aufteilung der Vergnügungssteuer aufzuheben. Die neue Bezeichnung soll „Vergnügungssteuer insbesondere für Spielautomaten“ heißen.
4. Fischereiabgabe:

Dem Vorschlag wird dahingehend gefolgt, dass die Fischereiabgabe aus der Bezeichnung entfernt wird und bei den Erläuterungen die Fischereiabgabe als negativer Hinweis aufgenommen wird. Die Fischereiabgabe wird von den Kommunen eingenommen und an das Land abgeführt.
5. Abwasserabgabe, Abfallentsorgung (Konto 43221 und 43222):
Nach langer Diskussion und dem Verweis, dass nur die Kontenart (Dreisteller) verbindlich vorgegeben ist, wurde dem Vorschlag zur Streichung der Konten zugestimmt (Text „nicht besetzt“.
6. Bestattungswesen:
Dem Vorschlag der erläuterten Ergänzung „ohne Grabnutzungsentgelte“ wird gefolgt.
7. Fehler bei Kontenart 538:

Das Konto 53831 wird zukünftig den Text „nicht besetzt“ erhalten. Außerdem wird der Zahlenfehler (5 statt 3) behoben.
Die Hinweise zu Nummer 8 und 9 werden im Rahmen der Überarbeitung der Muster zur GemHVO geändert.

Den Hinweisen zu Nummer 10 wird aus systematischen Gründen nicht gefolgt, selbst wenn die Sachverhalte in der Praxis nicht vorkommen sollten.
Anschließend wurde die „Pensionsrücklage nach § 14a BBesG“ besprochen. Es wurde auf die missverständliche Bezeichnung hingewiesen. Bei der „Pensionsrücklage nach § 14a BBesG“ handelt es sich um eine Finanzanlage der Kommunen. Herr Wagenführer erklärte sich bereit, einen entsprechenden Hinweis an die Spitzenverbände und die Aufsichtsbehörden zu geben, dass ein Verkauf der Finanzanlage nicht nur unter Liquiditätsgesichtspunkten, sondern selbstverständlich auch unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten zu betrachten sei. Dabei wurde die bisherige positive Rendite des KVR-Fonds betont.
Stadt Koblenz
Erstattung von Unterhaltsvorschussleistungen
Erstattung von der durch Umzug des Antragstellers zuständig gewordenen Unterhaltsvorschussstelle geleisteten Zahlungen. Die Erträge / Einzahlungen werden unter dem Produkt 341 und dem Konto 6214 „Rückzahlung gewährter Hilfen“ gebucht.
Verkauf von Grundstücken
Nach ausführlicher Diskussion wurden für den Verkauf von Grundstücken die Konten festgelegt. Dabei wird nach Buchgewinn und Restbuchwert auf der einen Seite und Anlagevermögen und Umlaufvermögen auf der anderen Seite unterschieden:
	
	Umlaufvermögen
	Anlagevermögen

	Buchgewinn
	4613 / 6613
	46112 / 66112

	Restbuchwert
	688
	6851


Außerdem wurde festgelegt, dass das Konto 6411 „Einzahlungen aus den Verkäufen von Vorräten“ sich auf „Handelswaren“ bezieht, also Artikel die ohne eigene Bearbeitung an den Bürger / Kunden weiterveräußert werden. Als Beispiel sind Ansichtskarten, Stadtpläne, Souvenir, etc. zu nennen.
In diesem Zusammenhang wurde auch der Punkt Nutzungsartenänderung besprochen. Es wurde darauf hingewiesen, dass jedes Grundstück entsprechend seiner Hauptnutzung in der Bilanz gegliedert wird. Daher erfolgt nur eine Umgliederung, wenn sich durch eine Nutzungsänderung die Hauptnutzung ändert. Somit führen Anbauten oder Umbauten, die zu keiner Veränderung der Hauptnutzung führen, nicht zu einer Umgliederung.
Verzicht auf die Finanzrechnung / Definition der ILV (Interne Leistungsverrechnung)
Herr Wagenführer führte aus, dass ein Verzicht auf die Finanzrechnung auch in Zukunft nicht vorgesehen ist. Herr Dr. Breitenbach erläuterte die Regelungen zu § 16 Abs. 1 GemHVO-Doppik.
Es wurde durch Herrn Wagenführer erläutert, dass durch das Innenministerium keine Vorgaben zu der Internen Leistungsverrechnung geben wird, da die Kommunalverwaltungen zu unterschiedlich sind, um sinnvolle, einheitliche und landesweite Vorgaben zu geben. Einigkeit wurde nur dahingehend erzielt, dass die Interne Leistungsverrechnung eingerichtet sein muss. Darüber hinaus darf ILV selbstverständlich keine sachlichen Fehler enthalten.
Erträge aus der Personalwirtschaft

In der Regel handelt es sich bei den „Erträgen“ aus der Personalwirtschaft um Kostenerstattungen. Daher erfolgt eine Zuordnung in der Kontenart 442. Bei dieser Kontenart ist die Bereichsabgrenzung A zu beachten. Somit werden Erstattungen, die z. B. von einer gesetzlichen Krankenkasse geleistet werden, auf das Unterkonto 44249 verbucht.
Erstattung von Pflegesätzen für ein behindertes Kind im Kindergarten
Die Gruppe einigte sich für den dargestellten Sachverhalt auf das Konto 6223. Leider führte eine Überprüfung im Statistischen Landesamt dazu, dass dieses Konto ebenfalls nicht in der Bundesstatistik in dieser Produktkombination zulässig ist. Eine Anfrage an das Statistische Bundesamt wurde gestellt. Über das Ergebnis wird berichtet.
Top 3 Erstellung von Zuordnungsvorschriften – weiteres Vorgehen
Frau Harlos vom Gemeinde- und Städtebund stellte die eingerichtete Arbeitsgruppe des Gemeinde- und Städtebund vor. Sie gibt einen Überblick über den angestrebten Zeitplan. Sie hofft, dass im ersten Halbjahr (vor den Sommerferien) die Arbeit der Gruppe abgeschlossen ist. Die Gruppe beschäftigt sich mit der Reduzierung des Kontenplans und hat die Ergebniskonten schon abgearbeitet.
Es wurde festgelegt, dass Anfragen an die Spitzenverbände bitte von diesen weitergeleitet werden. Dadurch soll ein einheitlicher Wissens- und Fragenstand erreicht werden.
Die „Häufig gestellten Fragen“ aus doppik-rlp.de wurden durch Frau Theisen im Rahmen der Arbeitsgruppe des Gemeinde- und Städtebund im Kontenrahmenplan eingearbeitet. Dabei wurde festgestellt, dass nur die zutreffenden Fragen übernommen wurden.




Top 4 Ausgestaltung / Erläuterung des Produktrahmenplans
Die Teilnehmer wurden gebeten, in ihrem Bereich das Meinungsbild bezüglich der Überarbeitung des Produktrahmenplans festzustellen.
Top 5 Organisatorisches

Die nächste Sitzung wird für den 28.06. 2012 um 9:30 Uhr terminiert. Als Sitzungsort wurde wiederum Mainz vereinbart.
gez. Schmidt
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